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Der Bundesrat billigte am 25.11.2022 einen Bundestagsbeschluss zur Auf-
teilung der Kosten zwischen Vermieter- und Mieterseite nach einem Stu-
fenmodell. Das Kohlendioxid-Kostenaufteilungs-Gesetz gilt damit seit dem 
1.1.2023. 

Künftig werden die Kostenanteile entsprechend dem Kohlendioxidausstoß des Gebäudes 
pro Quadratmeter Wohnfläche und Jahr berechnet und orientieren sich damit an der 
energetischen Qualität des Gebäudes. Je schlechter diese ist, desto höher ist der Anteil 
der Vermieterseite.

Der Bundesgerichtshof hat mit seinem Urteil v. 15.11.2022 entschieden, dass 
die in den Allgemeinen Geschäftsbedingungen einer Bausparkasse enthal-
tene Klausel, mit der die Bausparkasse von den Bausparern in der Anspar-
phase der Bausparverträge ein sogenanntes Jahresentgelt erhebt, unwirk-
sam ist.

Sie ist unwirksam, weil die Erhebung des Jahresentgelts in der Ansparphase eines Bau-
sparvertrags mit wesentlichen Grundgedanken der gesetzlichen Regelung unvereinbar 
ist und die Bausparer entgegen den Geboten von Treu und Glauben unangemessen be-
nachteiligt. Denn mit dem Jahresentgelt werden Kosten für Verwaltungstätigkeiten auf 
die Bausparer abgewälzt, welche die Bausparkasse aufgrund einer eigenen gesetzlichen 
Verpflichtung zu erbringen hat.
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Die von der Bausparkasse in der Ansparphase geschuldete Hauptleistung besteht einer-
seits in der Zahlung der Zinsen auf das Bausparguthaben sowie andererseits darin, dem 
Bausparer nach der Leistung der Bauspareinlagen einen Anspruch auf Gewährung eines 
niedrig verzinslichen Bauspardarlehens aus der Zuteilungsmasse zu verschaffen. 

Mit dem Jahresentgelt werden demgegenüber Verwaltungstätigkeiten der Bausparkasse 
in der Ansparphase bepreist, die sich mit der bauspartechnischen Verwaltung, Kollek-
tivsteuerung und Führung einer Zuteilungsmasse umschreiben lassen. Hierbei handelt 
es sich lediglich um notwendige Vorleistungen, nicht aber um eine von der ihr in der 
Ansparphase geschuldete Hauptleistung.

Das Errechnen der Höhe einer Vorfälligkeitsentschädigung im Fall der vor-
zeitigen Rückführung eines Darlehens gehört zu den vertraglichen Neben-
pflichten einer Bank gegenüber Verbrauchern. Die Bank darf dafür kein ge-

sondertes Entgelt verlangen. Das Oberlandesgericht Frankfurt am Main (OLG) hat mit 
seiner Entscheidung eine Bank verurteilt, die Verwendung einer Klausel, mit der 100 € 
für die Errechnung verlangt wurden, zu unterlassen.

Die Richter führten aus, dass ein Darlehensnehmer grundsätzlich ein Informationsbe-
dürfnis hat. Die Berechnung der Vorfälligkeitsentschädigung ist komplex und beinhaltet 
Rechenoperationen, die für den durchschnittlichen Verbraucher schwer nachzuvollzie-
hen sind. Die Bank kann dagegen die Entschädigung mithilfe eines Computerprogramms 
ohne großen Aufwand errechnen. Die Berechnung stellt damit keine zusätzliche Sonder-
leistung dar, die einer gesonderten Vergütung unterliegt. Dies gilt unabhängig davon, 
ob es tatsächlich zur vorzeitigen Rückführung kommt oder nicht.

Nach einem Urteil des Europäischen Gerichtshof v. 8.12.2022 muss der 
Betreiber einer Suchmaschine die in dem aufgelisteten Inhalt enthaltenen 
Informationen auslisten, wenn der Antragsteller nachweist, dass sie of-
fensichtlich unrichtig sind. Dabei ist es nicht erforderlich, dass sich dieser 
Nachweis aus einer gerichtlichen Entscheidung ergibt, die gegen den He-
rausgeber der Website erwirkt wurde.

In Bezug auf die Anzeige der Fotos in Gestalt von Vorschaubildern („thumbnails“) betont 
der Gerichtshof, dass die nach einer namensbezogenen Suche erfolgende Anzeige von 
Fotos der betroffenen Person in Gestalt von Vorschaubildern einen besonders starken 
Eingriff in die Rechte dieser Person auf Schutz des Privatlebens und der personenbezo-
genen Daten darstellen kann.

Der Gerichtshof stellt fest, dass der Betreiber einer Suchmaschine, wenn er in Bezug auf 
in Gestalt von Vorschaubildern angezeigte Fotos mit einem Auslistungsantrag befasst 
wird, prüfen muss, ob die Anzeige der fraglichen Fotos erforderlich ist, um das Recht auf 
freie Information auszuüben, das den Internetnutzern zusteht, die potenziell Interesse 
an einem Zugang zu diesen Fotos haben.

Zum Teil wird angenommen, dass eine E-Mail dem Empfänger unmittelbar 
in dem Zeitpunkt zugeht, in dem sie abrufbereit in seinem elektronischen 
Postfach eingegangen ist. Eine Ausnahme soll für den Fall gelten, dass die 
E-Mail zur Unzeit oder außerhalb der üblichen Geschäftszeiten eingeht. In 

diesem Fall liegt der Zugang der Erklärung am Folgetag.

Nach anderer Ansicht geht eine E-Mail dem Empfänger, wenn ein Abruf im geschäft-
lichen Verkehr erwartet werden kann, an dem Tag zu, an dem sie abrufbereit im Postfach 
liegt. Maßgeblich ist danach, wann der Absender mit einer Kenntnisnahme der E-Mail 
nach dem üblichen Geschäftsablauf rechnen kann. Insoweit wird angenommen, dass ein 
Abruf der E-Mails spätestens bis zum Ende der Geschäftszeit zu erwarten ist.

Der Bundesgerichtshof hat nun in seinem Urteil v. 6.10.2022 klargestellt, wann eine 
E-Mail im geschäftlichen Verkehr als zugegangen gilt: „Wird eine E-Mail im unterneh-
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merischen Geschäftsverkehr innerhalb der üblichen Geschäftszeiten auf dem Mailserver 
des Empfängers abrufbereit zur Verfügung gestellt, ist sie dem Empfänger grundsätzlich 
in diesem Zeitpunkt zugegangen. Dass die E-Mail tatsächlich abgerufen und zur Kennt-
nis genommen wird, ist für den Zugang nicht erforderlich.“

Bei Annullierung eines Flugs wird den betroffenen Fluggästen nach den Re-
gelungen der EU-Fluggastrechteverordnung vom ausführenden Luftfahrt-
unternehmen ein Anspruch auf Ausgleichsleistung eingeräumt. Die Aus-
gleichszahlungen betragen:

a) 250 € bei allen Flügen über eine Entfernung von 1.500 km oder weniger, b) 400 € 
bei allen innergemeinschaftlichen Flügen über eine Entfernung von mehr als 1.500 km 
und bei allen anderen Flügen über eine Entfernung zwischen 1.500 km und 3.500 km, 
c) 600 € bei allen nicht unter Buchstabe a) oder b) fallenden Flügen. 

Dieser Anspruch entfällt jedoch, wenn der Fluggast über die Annullierung mindestens 
zwei Wochen vor der planmäßigen Abflugzeit unterrichtet wird. Die Beweislast dafür, 
ob und wann der Fluggast über die Annullierung des Flugs unterrichtet wurde, trägt das 
ausführende Luftfahrtunternehmen.

Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat mit seiner Entscheidung v. 27.9.2022 klarge-
stellt, dass ein Anspruch auf Entschädigung auch dann besteht, wenn das Luftfahrtun-
ternehmen die Information zwar rechtzeitig an die einzige ihm bei der Buchung mitge-
teilte E-Mail-Adresse gesandt hat, aber nicht wusste, dass über diese Adresse nur der 
Reisevermittler, über den die Buchung vorgenommen worden war, und nicht unmittelbar 
der Fluggast erreicht werden konnte, und der Reisevermittler die Information dem Flug-
gast nicht rechtzeitig übermittelt hat. Entscheidend ist nämlich, dass der Fluggast nicht 
rechtzeitig über die Annullierung seines Flugs informiert wurde.

Das Bundesarbeitsgericht stellte in seinem Beschluss vom 13.9.2022 klar, 
dass Arbeitgeber nach dem Arbeitsschutzgesetz verpflichtet sind, ein Sys-
tem einzuführen, mit dem die von den Arbeitnehmern geleistete Arbeitszeit 
erfasst werden kann.

Festlegungen zum Inhalt der Arbeitszeitdokumentation sind noch nicht getroffen wor-
den. Aber um die Einhaltung der Höchstarbeitszeit sowie der täglichen und wöchent-
lichen Ruhezeiten wirksam gewährleisten zu können, muss der Arbeitgeber Beginn, Ende 
und Dauer der täglichen Arbeitszeit eines jeden Arbeitnehmers aufzeichnen.

Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales plant im ersten Quartal 2023 einen Vor-
schlag für die Ausgestaltung der Arbeitszeiterfassung im Arbeitszeitgesetz (ArbZG) zu 
machen. Zurzeit ist im ArbZG geregelt, dass der Arbeitgeber zur Aufzeichnung der werk-
täglichen Arbeitszeit über acht Stunden sowie der gesamten Arbeitszeit an Sonn- und 
Feiertagen verpflichtet ist.

Geringfügig Beschäftigte, die in Bezug auf Umfang und Lage der Arbeitszeit 
keinen Weisungen des Arbeitgebers unterliegen, jedoch Wünsche anmelden 
können, denen dieser allerdings nicht nachkommen muss, dürfen bei gleicher 
Qualifikation für die identische Tätigkeit keine geringere Stundenvergütung 
erhalten als vollzeitbeschäftigte Arbeitnehmer, die durch den Arbeitgeber 
verbindlich zur Arbeit eingeteilt werden.

Dieser Entscheidung des Bundesarbeitsgerichts v. 18.1.2023 lag folgender Sachverhalt 
zugrunde: Ein Rettungsassistent war als Minijobber bei einem Rettungsdienst tätig. Die-
ser beschäftigte sog. „hauptamtliche“ Rettungsassistenten in Voll- und Teilzeit mit einer 
Stundenvergütung von 17 €/brutto. Daneben waren sog. „nebenamtliche“ Rettungs-
assistenten mit einer Stundenvergütung von 12 €/brutto für den Rettungsdienst tätig. 
Der Arbeitgeber teilte diese nicht einseitig zu Diensten ein, sondern sie konnten viel-
mehr Wunschtermine für Einsätze benennen, denen der Arbeitgeber versuchte, zu ent-
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sprechen. Der als nebenamtlicher Rettungsassistent beschäftigte Arbeitnehmer war der 
Auffassung, dass die unterschiedliche Stundenvergütung eine Benachteiligung wegen 
seiner Teilzeittätigkeit darstellte. Der Arbeitgeber dagegen hielt die Vergütungsdifferenz 
für sachlich gerechtfertigt, weil er mit den hauptamtlichen Rettungsassistenten größere 
Planungssicherheit und weniger Planungsaufwand hatte.

Nach dem Teilzeit- und Befristungsgesetz kann ein sachlicher Grund eine unterschied-
liche Behandlung rechtfertigen. Die haupt- und nebenamtlichen Rettungsassistenten 
waren gleich qualifiziert und übten die gleiche Tätigkeit aus. Der vom Arbeitgeber pau-
schal behauptete erhöhte Planungsaufwand bei der Einsatzplanung der nebenamtlichen 
Rettungsassistenten bildete keinen sachlichen Grund zur Rechtfertigung der Ungleich-
behandlung.

Das Bundesarbeitsgericht hatte am 20.12.2022 entschieden, dass Urlaubsan-
sprüche verjähren können, die dreijährige Verjährungsfrist jedoch erst am 
Ende des Kalenderjahres beginnt, in dem der Arbeitgeber den Arbeitnehmer 
über seinen konkreten Urlaubsanspruch informiert und ihn im Hinblick auf 

Verfallfristen aufgefordert hat, den Urlaub tatsächlich zu nehmen. Hat der Arbeitgeber 
diesen Mitwirkungsobliegenheiten nicht entsprochen, kann der nicht erfüllte gesetz-
liche Urlaub aus möglicherweise mehreren Jahren im laufenden Arbeitsverhältnis weder 
nach dem Bundesurlaubsgesetz verfallen, noch nach drei Jahren verjähren und ist bei 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses abzugelten.

Der Urlaubsabgeltungsanspruch unterliegt seinerseits der Verjährung. Die dreijährige 
Verjährungsfrist für den Abgeltungsanspruch beginnt i. d. R. am Ende des Jahres, in dem 
das Arbeitsverhältnis endet, ohne dass es auf die Erfüllung der Mitwirkungsobliegen-
heiten ankommt. Die rechtliche Beendigung des Arbeitsverhältnisses bildet eine Zäsur. 
Der Urlaubsabgeltungsanspruch ist anders als der Urlaubsanspruch nicht auf Freistel-
lung von der Arbeitsverpflichtung zu Erholungszwecken unter Fortzahlung der Vergü-
tung gerichtet, sondern auf dessen finanzielle Kompensation beschränkt.

Wenn ein Arbeitnehmer über einen längeren Zeitraum die Durchschnittsleis-
tung um mehr als 1/3 unterschreitet, kann dies im Einzelfall nach einschlä-
giger Abmahnung eine verhaltensbedingte ordentliche Kündigung rechtfer-
tigen, entschieden die Richter des Landesarbeitsgerichts Köln im Mai 2022.

Hat der Arbeitgeber vorgetragen, dass die Leistungen des Arbeitnehmers über einen 
längeren Zeitraum den Durchschnitt im vorgenannten Sinne unterschritten haben, ist 
es Sache des Arbeitnehmers, hierauf zu entgegnen, gegebenenfalls das Zahlenwerk und 
seine Aussagefähigkeit im Einzelnen zu bestreiten und/oder darzulegen, warum er mit 
seiner deutlich unterdurchschnittlichen Leistung dennoch seine persönliche Leistungs-
fähigkeit ausschöpft. Hier können altersbedingte Leistungsdefizite, Beeinträchtigungen 
durch Krankheit, aber auch betriebliche Umstände eine Rolle spielen. Legt der Arbeit-
nehmer derartige Umstände plausibel dar, so ist es alsdann Sache des Arbeitgebers, sie 
zu widerlegen. Trägt der Arbeitnehmer hingegen derartige Umstände nicht vor, gilt das 
schlüssige Vorbringen des Arbeitgebers als zugestanden. Es ist dann davon auszugehen, 
dass der Arbeitnehmer seine Leistungsfähigkeit nicht ausschöpft.

Arbeitsunfälle sind die Unfälle, die versicherte Personen infolge einer versi-
cherten Tätigkeit erleiden, z. B. am Arbeitsplatz. Grundsätzlich fällt jeder, der 
in einem Arbeits-, Ausbildungs- oder Dienstverhältnis steht, kraft Gesetzes 
in den Schutz der gesetzlichen Unfallversicherung. Dieser erstreckt sich auf 
Arbeits- und Wegeunfälle sowie Berufskrankheiten.

Die Grenze zwischen beruflicher und privater Tätigkeit im Homeoffice verläuft allerdings 
fließend. Tätigkeiten zur Erfüllung betrieblicher Aufgaben bzw. Tätigkeiten, die mit der 
Handlungstendenz ausgeübt werden, dem Unternehmen zu dienen, sind im Homeoffice 
versichert. Wege im Homeoffice mit der Handlungstendenz, eigenwirtschaftlichen Tä-
tigkeiten nachzugehen, sind nicht versichert.
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Verunfallt beispielsweise eine versicherte Person auf dem Weg zur Haustür, weil sie 
dort eine private Paketsendung entgegennehmen will, handelt es sich nicht um einen 
Arbeitsunfall. Wege zur Toilette, zum Holen eines Getränks oder zur Nahrungsaufnahme 
sind auch im Homeoffice genauso versichert wie auf der Unternehmensstätte.

Ebenso stehen unmittelbare Wege zu und von dem Ort, an dem ein Versicherter wegen 
seiner beruflichen Tätigkeit seine Kinder zur Betreuung unterbringt, z. B. Kindergarten 
oder Kita, unter Versicherungsschutz, wenn die versicherte Tätigkeit an dem Ort des 
gemeinsamen Haushalts ausgeübt wird.

Der Eigentümer einer 33,1 m2 großen Einzimmerwohnung mit Kochnische, 
fensterlosem Bad/WC, Flur und Balkon in Frankfurt a. M. vermietete diese 
teilmöblierte Wohnung für 550 €/Monat kalt zzgl. Nebenkosten von 180 €/
Monat. Auf Anzeige des Mieters ermittelte das Amt für Wohnungswesen 
wegen des Verdachts der Mietpreisüberhöhung.

Das Amtsgericht verurteilte daraufhin den Vermieter wegen vorsätzlichen Vereinnah-
mens einer unangemessenen hohen Miete unter Ausnutzung des in Frankfurt a. M. herr-
schenden Mietwohnungsangebotes zu einer Geldbuße von 3.000 €. Das Oberlandesge-
richt Frankfurt a. M. (OLG) hat diese Entscheidung mit seinem Beschluss v. 1.11.2022 
bestätigt. Die Richter des OLG führten aus, dass eine Miete, die um mehr als 20 % über 
dem üblichen Entgelt liegt, unangemessen ist.

In einem vom Bundesgerichtshof (BGH) entschiedenen Fall war ein Mieter 
nach dem Mietvertrag zur Durchführung von Schönheitsreparaturen ver-
pflichtet. Nach Beendigung des Mietverhältnisses verlangte der Vermieter 
von seinem Mieter Schadensersatz wegen nicht durchgeführter Schönheits-
reparaturen. Diesen berechnete er auf Grundlage eines Kostenvoranschlags. 
Der Mieter war jedoch der Auffassung, dass der Vermieter keine fiktive Höhe 
als Schadensersatz verlangen kann.

Nach ständiger Rechtsprechung des BGH können Ansprüche auf Schadensersatz statt 
der Leistung im Mietrecht auch mit den für die Instandsetzung oder -haltung der Miet-
sache erforderlichen, aber (noch) nicht aufgewendeten („fiktiven“) Kosten bemessen 
werden. 

Im laufenden Mietverhältnis kann der Vermieter vom Mieter einen Vorschuss in Höhe 
der erforderlichen Renovierungskosten verlangen, wenn sich der Mieter mit der Durch-
führung der Schönheitsreparaturen in Verzug befindet. Solche Vorschussansprüche be-
stehen allerdings nicht mehr nach Ende des Mietverhältnisses.

In der Regel kommt eine Vereinbarung über die Erhöhung der Miete auf die 
neue Miethöhe durch die Zustimmung eines Mieters zu einem Mieterhö-
hungsverlangen des Vermieters zustande. Diese stellt den Rechtsgrund für 
die daraufhin erbrachten erhöhten Mietzahlungen dar.

Die Regelungen über die Miethöhe bei Mietbeginn in Gebieten mit angespannten Woh-
nungsmärkten (sog. Mietpreisbremse) finden auf eine Mieterhöhungsvereinbarung wäh-
rend eines laufenden Mietverhältnisses keine Anwendung.

Bei der Errichtung eines Testaments wird häufig das Eintreten von Demenz 
und Pflegebedürftigkeit nicht bedacht. So hatte in einem vom Oberlandes-
gericht Oldenburg am 26.9.2022 entschiedenen Fall der Erblasser im Jahr 
2005 testamentarisch seinen Lebenspartner und seine Tochter als Erben 

eingesetzt. 2016 kam der Erblasser wegen weit fortgeschrittener Demenz in ein Pflege-
heim und sein Lebenspartner heiratete 2020 einen neuen Partner. Ein halbes Jahr später 
verstarb der Erblasser und der ehemalige Lebenspartner beantragte einen Erbschein. Die 
Tochter des Erblassers widersprach und focht das Testament an. Sie meinte, hätte der 
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Basiszinssatz:	 seit 1.1.2023 = 1,62 %; 1.7.2016 – 31.12.2022 = –0,88 %; 1.1.2015 - 30.6.2016 = –0,83 %
(§ 247 Abs. 1 BGB)	 Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter: http://www.bundesbank.de/info/info_zinssaetze.php

Verzugszinssatz:	 Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern:	 Basiszinssatz + 5-%-Punkte
(§ 288 BGB; seit 1.1.2002)	 Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern (bis 28.7.2014): 	 Basiszinssatz + 8-%-Punkte
		  Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern (ab 29.7.2014): 	 Basiszinssatz + 9-%-Punkte
				    zzgl. 40 € Pauschale

Verbraucherpreisindex:	 2022: Dezember = 120,6; November = 121,6; Oktober = 122,2; September = 121,1;  
	(2015 = 100)	 August = 118,8; Juli = 118,4; Juni = 117,4; Mai = 117,3; April = 116,2; März = 115,3; 	
		 Februar = 112,5; Januar =111,5
 
		 Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter: http://www.destatis.de – Konjukturindikatoren – Verbraucherpreisindex

		 Bitte beachten Sie, dass dieses Informationsschreiben eine individuelle Beratung nicht ersetzen kann!
		  Eventuelle Änderungen, die nach Ausarbeitung dieses Schreibens erfolgen, werden erst in der nächsten Ausgabe berücksichtigt. 
	 Trotz sorgfältiger und gewissenhafter Bearbeitung aller Beiträge übernehmen wir keine Haftung für den Inhalt.

Erblasser gewusst, dass sein Lebenspartner sich noch zu seinen Lebzeiten einem neuen 
Mann zuwendet und diesen heiratet, hätte er das Testament geändert und ihn nicht 
mehr zum Erben bestimmt.

Die Tochter hatte vor Gericht keinen Erfolg. Zwar war der Erblasser bei Abfassung des 
Testaments von einer Fortdauer der Lebensgemeinschaft ausgegangen. Nach der Recht-
sprechung ist ein solches Testament auch grundsätzlich unwirksam, wenn die zugrunde-
liegende Lebensgemeinschaft nicht mehr besteht. Eine Ausnahme gilt aber, wenn anzu-
nehmen ist, dass der Erblasser das Testament auch für diesen Fall so gewollt hätte (sog. 
„hypothetischer Wille“). Eine solche Ausnahme lag hier vor: Denn der o. g. Fall, in dem 
eine Demenz die Fortführung einer Lebensgemeinschaft faktisch unmöglich machte, ist 
anders zu beurteilen als der Fall, in dem sich die Partner auseinanderleben oder einer 
der beiden sich aus der Beziehung heraus in schuldhafter Weise einem neuen Partner 
zuwendet. Vorliegend konnte die Lebensgemeinschaft aber lediglich infolge der Demenz 
nicht in der bisherigen Weise fortgeführt werden.

Hinreichende drucktechnische Hervorhebungen der Widerspruchsbelehrung 
zu einem Lebensversicherungsvertrag fordert ausreichende Lesbarkeit und 
setzt die Benutzung einer hinreichend großen Schrift sowie Schriftart vo-
raus. Außerdem muss die Belehrung zumindest durch die Drucktechnik bzw. 
-art so stark hervorgehoben werden, dass sie dem Versicherungsnehmer 

beim Durchblättern der übersandten Unterlagen nicht entgehen kann, selbst wenn er 
nicht aktiv und bewusst nach einer Widerspruchsmöglichkeit sucht. Zu dieser Entschei-
dung kam das Oberlandesgericht Dresden in seinem Beschluss v. 28.4.2022.

Die von dem Oberlandesgericht Düsseldorf herausgegebene „Düsseldorfer 
Tabelle“ wurde zum 1.1.2023 geändert. Neben den Bedarfssätzen für min-
derjährige und volljährige Kinder änderte sich auch der Bedarf eines Studie-
renden, der nicht mehr bei seinen Eltern oder einem Elternteil wohnt. Ferner 
erfolgte eine Anpassung der sog. Selbstbehalte.

Die „Düsseldorfer Tabelle“ stellt eine bloße Richtlinie dar und dient als Hilfsmittel für die 
Bemessung des angemessenen Unterhalts im Sinne des Bürgerlichen Gesetzbuches. Eine 
bindende rechtliche Wirkung kommt ihr nicht zu. Zum 1.1.2023 betragen die Regelsätze 
bei einem Nettoeinkommen des/der Unterhaltspflichtigen bis 1.900 €:

	» 437 € für Kinder von 0 – 5 Jahren,
	» 502 € für Kinder von 6 – 11 Jahren,
	» 588 € für Kinder von 12 – 17 Jahren und
	» 628 € für Kinder ab 18 Jahren.

Die Sätze steigen mit höherem Einkommen um bestimmte Prozentsätze.

Die gesamte Tabelle befindet sich auf der Internetseite des Oberlandesgerichts Düssel-
dorf unter https://www.olg-duesseldorf.nrw.de – Schnellzugriff – Düsseldorfer Tabelle.

16. Widerrufsbelehrung erfordert  
ausreichende Lesbarkeit 

17. „Düsseldorfer Tabelle“  
ab dem 1.1.2023


